
 

 

 

 
Lörrach, im Februar 2015 

 
 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ im 1. Quartal 2015 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 

Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 

bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 
 
 
gez. gez.  gez. 
Markus Welte i.V. Matthias Koch i.V. Andreas Kundlacz 
Steuerberater Steuerberater Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
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1. Ordnungsgemäße Buchführung im IT-Zeitalter 

Das Bundesfinanzministerium hat ein 38-seitiges Schreiben zu den Grundsätzen zur 

ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und 

Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) veröffentlicht. 

Die betrieblichen Abläufe in den Unternehmen werden ganz oder teilweise unter Einsatz von 

Informations- und Kommunikations-Technik abgebildet. Auch die nach außersteuerlichen oder 

steuerlichen Vorschriften zu führenden Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen werden 

in den Unternehmen zunehmend in elektronischer Form geführt (z. B. als Datensätze). Darüber 

hinaus werden in den Unternehmen zunehmend die aufbewahrungspflichtigen Unterlagen in 

elektronischer Form (z. B. als elektronische Dokumente) aufbewahrt. 

Das Bundesfinanzministerium äußert sich in diesem Zusammenhang in dem Schreiben vom 

14.11.2014 zu folgenden Themen: 

• Verantwortlichkeit 

• Allgemeine Anforderungen 

• Belegwesen (Belegfunktion) 

• Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfolge und in sachlicher Ordnung 

(Grund(buch)aufzeichnungen, Journal- und Kontenfunktion) 

• Internes Kontrollsystem (IKS) 

• Datensicherheit 

• Unveränderbarkeit, Protokollierung von Änderungen 

• Aufbewahrung 

• Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit 

• Datenzugriff 

• Zertifizierung und Software-Testate 

 

2. Ermäßigter Steuersatz für Nachzahlungen der Kassenärztlichen Vereinigung? 

Erhält ein Freiberufler von der Kassenärztlichen Vereinigung eine Nachzahlung für eine 

mehrjährige Tätigkeit, kann er diese Gelder möglicherweise mit dem ermäßigten 

Einkommensteuersatz nach der sog. Fünftelungsregelung versteuern. Entscheidend ist, ob 

die Zahlung in einem oder in mehreren Jahren geflossen ist. 

Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen verweist zunächst auf das Urteil des 

Bundesfinanzhofs vom 14.12.2006, wonach auch bei Freiberuflern steuerbegünstigte Einkünfte 

vorliegen können, wenn ihnen Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit aufgrund eines 

vorausgegangenen Rechtsstreits zusammengeballt zufließen. Der Urteilsfall betraf einen 

Psychotherapeuten, der wegen einer vom Landessozialgericht als zu niedrig erachteten 

Punktbewertung eine Nachzahlung von der Kassenärztlichen Vereinigung erhalten hatte, die 6 

zurückliegende Jahre betraf. 

Anwendung der Rechtsprechungsgrundsätze 

Die Oberfinanzdirektion erklärt, dass die Urteilsgrundsätze von der Finanzverwaltung allgemein 

angewendet werden und somit auch vergleichbare Nachzahlungen an Freiberufler steuerlich 

begünstigt sein können. Die Finanzämter wenden den ermäßigten Steuersatz demnach z. B. an, 

wenn 

• der Bewertungsausschuss, der für die Honorarfestlegung zuständig ist, rückwirkend eine 

abweichende Honorarverteilung beschließt und 

• die Kassenärztliche Vereinigung dem Arzt bzw. Psychotherapeuten (durch Erlass eines 

Abrechnungsergänzungsbescheids) nachträglich zusätzliche Vergütungen zahlt, die 

wirtschaftlich für mindestens 2 Jahre nachgezahlt werden. 
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Zwar muss die Nachzahlung für mindestens 2 Jahre geleistet werden, allerdings sollte sich die 

Auszahlung möglichst nicht über mehrere Veranlagungszeiträume erstrecken. Denn die 

Oberfinanzdirektion weist auf folgende Unterscheidung hin: 

• Wird die Nachzahlung über 3 oder mehr Jahre verteilt ausgezahlt, kommt nach der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs keine ermäßigte Besteuerung in Betracht, weil in 

diesem Fall keine Zusammenballung von Einkünften mehr vorliegt. 

• Bei einer Nachzahlung, die über 2 Jahre verteilt ausgezahlt wird, ist momentan noch nicht 

höchstrichterlich geklärt, ob der ermäßigte Steuersatz angewandt werden kann. 

Fazit 

Hat ein Freiberufler entsprechende Nachzahlungen in nur einem Veranlagungszeitraum bezogen, 

erfüllt er in der Regel das Kriterium der Zusammenballung und kann daher regelmäßig den 

ermäßigten Einkommensteuersatz beanspruchen. Wurde ihm die Nachzahlung hingegen über 2 

Jahre verteilt ausgezahlt, steht eine abschließende Klärung durch den Bundesfinanzhof noch aus. 

In diesen Fällen kann sich der Freiberufler mit einem Einspruch gegen eine abgelehnte ermäßigte 

Besteuerung wenden und unter Hinweis auf das anhängige Verfahren das Ruhen des Verfahrens 

beantragen (sog. Zwangsruhe). Sofern sich die Auszahlung über 3 oder mehr Jahre erstreckt hat, 

lässt die Rechtsprechung hingegen keinen Raum für eine ermäßigte Besteuerung. 

 

3. Neue Sachbezugswerte ab 1.1.2015 

Ab 1.1.2015 erhöht sich der Sachbezugswert für Unterkunft und Miete auf 223 EUR. Der 

Monatswert für Verpflegung bleibt 2015 unverändert bei 229 EUR. 

Die Sachbezugswerte sind für das Jahr 2015 angepasst worden. Gegenüber dem Jahr 2014 

ergibt sich ein Anstieg nur bei dem Wert für Unterkunft und Miete. Der Wert für Verpflegung hat 

sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

Entwicklung der Verbraucherpreise 

Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist für die Sachbezugswerte für Verpflegung und 

Unterkunft maßgebend. Für das Jahr 2015 ist der Verbraucherpreisindex im Zeitraum von Juni 

2013 bis Juni 2014 relevant. Der Verbraucherpreisindex für Verpflegung hat sich gegenüber dem 

Vorjahr nicht verändert. Der Verbraucherpreisindex für Unterkunft oder Mieten stieg um 1,1 %. 

Sachbezugswert für Verpflegung 

Der Monatswert für Verpflegung bleibt ab 1.1.2015 bei 229 EUR. Für verbilligte oder 

unentgeltliche Mahlzeiten 2015 sind 

• für ein Frühstück 1,63 EUR und 

• für ein Mittag- oder Abendessen 3,00 EUR 

anzusetzen. 

Unterkunft und Miete als Sachbezug 

Der Wert für Unterkunft oder Mieten steigt ab 1.1.2015 von 221 EUR auf 223 EUR. Damit sind für 

den Quadratmeter im Jahr 2015 3,92 EUR und bei einfacher Ausstattung 3,20 EUR je 

Quadratmeter anzusetzen. 

Sofern der Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre, kann der Wert der Unterkunft 

auch mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet werden. 

Neue Sachbezugswerte sind ab 1.1.2015 anzusetzen 

Die geänderte SvEV trat am 1.1.2015 in Kraft. Die neuen Sachbezugswerte 2015 können bereits 

ab dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 2015 angewendet werden. Die Sachbezüge sind 

2015 in Höhe der neu festgesetzten Werte einheitlich sowohl steuerpflichtig als auch 

beitragspflichtig in der Sozialversicherung. 
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4. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und Archivierung 

Banken übermitteln Kontoauszüge an ihre Kunden zunehmend nur in digitaler Form. Da es 

sich hierbei um originär digitale Dokumente handelt, müssen sie aufbewahrt werden. Der 

Ausdruck des elektronischen Kontoauszugs und die anschließende Löschung des 

digitalen Dokuments verstoßen gegen die gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 

Der Grund: Der Ausdruck stellt nur eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs dar; 

beweisrechtlich ist er einem originären Papierkontoauszug nicht gleichgestellt. 

Bücher und andere erforderliche Aufzeichnungen können grundsätzlich auch auf Datenträgern 

geführt werden. Die Form der Buchführung und das dabei angewandte Verfahren müssen jedoch 

den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und ordnungsmäßiger DV-gestützter 

Buchführungssysteme (GoBS) entsprechen. Diese Grundsätze sind vor allem für den Fall der 

maschinellen Weiterverarbeitung der Kontoauszugsdaten zu beachten. 

Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass standardisierte Sicherheitsverfahren 

eingesetzt werden und die Verfahren und die vorhandenen Daten den Anforderungen hinsichtlich 

der Vollständigkeit, Richtigkeit und Unveränderbarkeit entsprechen. 

Gehen Unterlagen in digitaler Form ein, sind sie in dieser Form aufzubewahren. Innerhalb der 

Aufbewahrungsfrist dürfen sie nicht verändert oder gelöscht werden. Bei elektronischen 

Kontoauszügen müssen deshalb insbesondere folgende Kriterien erfüllt sein: 

• Während der Aufbewahrungsfrist müssen die Daten jederzeit verfügbar sein und 

unverzüglich lesbar gemacht werden können. Dies gilt auch für die gesetzlich geregelten 

Befugnisse der Finanzbehörde (Datenzugriff). 

• Die System- und Verfahrensdokumentation muss erkennen lassen, auf welche Weise 

elektronische Eingangsdokumente aufbewahrt, archiviert und weiterverarbeitet werden. 

• Das eingesetzte DV-Verfahren muss gewährleisten, dass alle Informationen, die einmal in 

den Verarbeitungsprozess eingeführt worden sind, erfasst und zudem nicht mehr 

unterdrückt oder ohne Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht 

werden können. Bei originär digitalen Dokumenten muss hard- und softwaremäßig 

sichergestellt sein, dass eine Bearbeitung während des Übertragungsvorgangs auf das 

Speichermedium nicht möglich ist. 

• Der Buchführungspflichtige muss Verfahrenskontrollen zur Überprüfung der Vollständigkeit 

und Richtigkeit der Geschäftsvorfälle sowie deren Bestätigung durchführen. 

Werden Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- oder 

csv-Datei) übermittelt, dient dies in der Regel der maschinellen Weiterverarbeitung der 

Umsatzdaten im empfangenden System. Bei dieser Form der Übermittlung muss die 

Unveränderbarkeit der empfangenen Daten von der Einspielung in das System bis zum erfassten 

und verarbeiteten Buchungssatz sichergestellt sein. Soweit also Kontoinformationen in digitaler 

Form an DV-gestützte Buchführungssysteme übermittelt werden, sind sie dort aber – z. B. in 

Form von Buchungssatzvorschlägen – änderbar oder unterdrückbar, ist allein die digitale 

Aufbewahrung der xls- oder csv-Datei nicht ausreichend. Das eingesetzte System muss die 

Unveränderbarkeit der Daten bis zur buchungsmäßigen Verarbeitung des Geschäftsvorfalls 

gewährleisten und dies muss auch in der Verfahrensdokumentation entsprechend beschrieben 

werden. 

 

5. Wird der Mindestlohn eingehalten? Das Hauptzollamt prüft 

Durch den Mindestlohn haben Arbeitgeber seit 1.1.2015 zum einen neue 

Aufzeichnungspflichten. Zum anderen müssen aber auch die Sozialversicherungsbeiträge 

entsprechend ermittelt und abgeführt werden. Das Hauptzollamt prüft, ob die 

Bestimmungen korrekt eingehalten werden. 

Aufzeichnungspflichten 

Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten sind verpflichtet, spätestens bis zum 7. Kalendertag, 

der auf den Tag der Arbeitsleistung folgt, den Beginn, das Ende und die Dauer der täglichen  
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Arbeitszeit aufzuzeichnen. Das gilt unabhängig von der Branche oder dem Wirtschaftszweig, dem 

sie angehören. 

Betriebsprüfungen 

Die Zollverwaltung ist durch den Gesetzgeber beauftragt worden, Schwarzarbeit, illegale 

Beschäftigung und Lohndumping zu bekämpfen. Ab 2015 setzt der gesetzlich vorgeschriebene 

Mindestlohn einen neuen Schwerpunkt. 

Die Betriebsprüfungen werden vom Arbeitsbereich Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der 

Hauptzollämter durchgeführt. Unterstützt werden die Prüfer z. B. durch die Agenturen für Arbeit, 

die Rentenversicherungsträger, die Arbeitsschutzbehörden und die Finanzbehörden. 

Liegen konkrete Verdachtsmomente vor, sind die Prüfer des Hauptzollamtes verpflichtet, ein 

Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten. 

Kontrolle der Einhaltung sozialversicherungsrechtlicher Pflichten 

Arbeitgeber müssen bestimmte Melde-, Beitrags- und Aufzeichnungspflichten erfüllen. Das 

Hauptzollamt prüft u. a., ob die Arbeitsbedingungen nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz, dem 

Mindestlohngesetz und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz eingehalten werden. Dazu zählen 

z. B. die Mindestlöhne, der Mindesturlaub und die Zahlung von Sozialkassenbeiträgen. 

Kontrolle von Leistungsmissbrauch und Steuerhinterziehung 

Das Hauptzollamt kontrolliert, ob die bei einer Prüfung angetroffenen Personen zu Unrecht 

Sozialleistungen erhalten und oder erhalten haben. Vielfach handelt es sich dabei um 

Arbeitslosengeld oder Arbeitslosengeld II. 

Darüber hinaus wird geprüft, ob Anhaltspunkte für die Verletzung von steuerlichen Pflichten 

vorliegen. 

Mitwirkung bei der Prüfung 

Arbeitgeber können zu einem schnellen und reibungslosen Ablauf der Prüfung beitragen. Dafür 

sollten sie die 

• Prüfer bei der Personenerfassung unterstützen, 

• geforderten Unterlagen vorgelegen und 

• erforderlichen Auskünfte erteilen. 

In bestimmten Wirtschaftszweigen, z. B. Bau-, Gaststätten-, Gebäudereinigungs- oder 

Speditionsgewerbe, besteht die Pflicht, Ausweispapiere mitzuführen und den Prüfern auf 

Verlangen vorzulegen. Die Pflicht gilt für alle tätigen Personen, also auch für Selbstständige und 

Arbeitgeber. 

Arbeitgeber sind verpflichtet, jeden ihrer Arbeitnehmer nachweislich und schriftlich auf die 

Mitführungspflicht hinzuweisen, den Hinweis aufzubewahren und den Prüfern vorzulegen. 

 

6. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbedingt beachten 

Arbeitgeber kennen bereits die Pflicht zum Führen von Entgeltunterlagen für Minijobber. 

Ab 1.1.2015 wird es eine weitere gesetzliche Dokumentationspflicht geben. Damit soll das 

Einhalten der Mindestlohnbestimmungen kontrolliert werden. Bei Nichtbeachtung droht 

ein Bußgeld. 

Bereits bestehende Aufzeichnungspflichten 

Arbeitgeber müssen die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in den 

Entgeltunterlagen des Minijobbers aufzeichnen. Nachweise, aus denen die erforderlichen 

Angaben ersichtlich sind, sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Es müssen also schon jetzt 

Dokumentationspflichten über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich 

geleisteten Arbeitsstunden beachtet werden. 
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Künftige Aufzeichnungspflichten bei Minijobbern 

Ab 1.1.2015 sind Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter verpflichtet, 

• Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 

• spätestens bis zum Ablauf des 7. auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags 

zu dokumentieren und diese Aufzeichnung mindestens 2 Jahre lang aufzubewahren. 

Diese Aufzeichnungen sind zu den Entgeltunterlagen für die Sozialversicherung zu nehmen. 

Formvorschriften, wie die Unterlagen im Detail zu führen sind, gibt es jedoch nicht. 

Wann ein Bußgeld droht 

Wer als Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter seinen Aufzeichnungs- und 

Dokumentationspflichten zukünftig nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der 

vorgeschriebenen Weise nachkommt, handelt ordnungswidrig. Es droht ein Bußgeld von bis zu 

30.000 EUR. 

 

7. Lohnsteuer-Nachschau: Wenn das Finanzamt spontan vorbeischaut 

Lohnsteuer-Nachschau ohne Ankündigung möglich 

Die Lohnsteuer-Nachschau muss nicht angekündigt werden. Der Arbeitgeber hat dem mit der 

Lohnsteuer-Nachschau beauftragten Amtsträger auf Verlangen Lohn- und Gehaltsunterlagen, 

Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden vorzulegen. Zudem muss er 

Auskünfte erteilen, soweit dies zur Feststellung steuerlich erheblicher Sachverhalte zweckdienlich 

ist. 

Darüber hinaus haben die Mitarbeiter dem Amtsträger jede gewünschte Auskunft über Art und 

Höhe ihrer Einnahmen zu geben und auf Verlangen in ihrem Besitz befindliche Bescheinigungen 

über den Lohnsteuerabzug sowie Belege über bereits entrichtete Lohnsteuer vorzulegen. 

Nahtloser Übergang zur Außenprüfung zulässig 

Geben die bei der Lohnsteuer-Nachschau getroffenen Feststellungen hierzu Anlass, kann ohne 

vorherige Prüfungsanordnung zu einer Lohnsteuer-Außenprüfung übergegangen werden. Dies 

kann insbesondere angezeigt sein, 

• wenn bei der Lohnsteuer-Nachschau erhebliche Fehler beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 

festgestellt wurden, 

• wenn der Sachverhalt im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau nicht abschließend geprüft 

werden kann und weitere Ermittlungen erforderlich sind, 

• wenn der Arbeitgeber seinen Mitwirkungspflichten im Rahmen der Lohnsteuer-Nachschau 

nicht nachkommt oder 

• wenn die Ermittlung aufgrund fehlenden Datenzugriffs nicht oder nur erschwert möglich ist. 

 

8. Operationskosten als außergewöhnliche Belastung 

Eine Methode ist wissenschaftlich nicht anerkannt, wenn Qualität und Wirksamkeit nicht 

dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechen. 

Hintergrund 

Zu entscheiden war, ob Aufwendungen für die operative Behandlung eines Lipödems (an den 

Unterschenkeln auftretende Schwellung des Fettgewebes, "Reiterhosenfettsucht") durch 

Liposuktion ("Fettabsaugung") als außergewöhnliche Belastung absetzbar sind. 

A machte für 2007 rund 12.000 EUR als außergewöhnliche Belastung geltend. Es handelt sich im 

Wesentlichen um Vorauszahlungen für eine im November 2007 und im Januar 2008 (Beine) 

sowie im April 2008 (Arme) durchgeführte Liposuktion. 

Nach einem privatärztlichen Attest vom Juli 2007 wurde im Sommer 2006 ein Lipödem 

diagnostiziert. Die Krankenkasse lehnte die Kostenübernahme ab. Es handele sich um eine 

"unkonventionelle Behandlungsmethode". Aus schulmedizinischer Sicht ständen konservative  
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Behandlungsmethoden (physikalische Entstauungstherapie) zur Verfügung. Nach einem Attest 

des behandelnden Arztes vom April 2008 sowie den Befundberichten vom Januar 2008 war die 

Operation aus medizinischer Sicht notwendig. Im Februar 2008 stellte das Gesundheitsamt eine 

Bescheinigung aus, nach der die Liposuktion als Behandlung des vorliegenden Störungsbildes 

"nicht anerkannt" sei und aus medizinischer Sicht nicht als notwendig angesehen werden könne. 

Das Finanzamt lehnte die Anerkennung der Operationskosten als außergewöhnliche Belastung 

ab. Ebenso entschied das Finanzgericht mit der Begründung, es sei kein vor der Behandlung 

ausgestelltes amtsärztliches Attest vorgelegt worden, aus dem sich die Zwangsläufigkeit ergebe. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob das Finanzgerichtsurteil auf und verwies die Sache an das 

Finanzgericht zurück. 

Bei krankheitsbedingten Aufwendungen für wissenschaftlich nicht anerkannte 

Behandlungsmethoden (z. B. Frisch- und Trockenzellenbehandlungen, Sauerstoff-, Chelat- und 

Eigenbluttherapie) ist der Nachweis der Zwangsläufigkeit durch ein vor Beginn der 

Heilmaßnahme ausgestelltes amtsärztliches Gutachten oder eine vorherige ärztliche 

Bescheinigung eines medizinischen Dienstes der Krankenversicherung zu führen. 

Im Streitfall ist daher entscheidend, ob es sich bei der Liposuktion um eine wissenschaftlich 

anerkannte Methode zur Behandlung des diagnostizierten Lipödems handelt. 

Der Bundesfinanzhof führt zunächst aus, dass eine Behandlungsmethode dann wissenschaftlich 

anerkannt ist, wenn Qualität und Wirksamkeit dem allgemein anerkannten Stand der 

medizinischen Erkenntnisse entsprechen. Das wird angenommen, wenn "die große Mehrheit der 

einschlägigen Fachleute (Ärzte, Wissenschaftler)" die Behandlungsmethode befürwortet. 

Sodann legt der Bundesfinanzhof dar, dass im Streitfall für die Würdigung des Finanzgerichts, es 

handele sich um eine nicht wissenschaftlich anerkannte Methode, eine nachvollziehbare 

Ableitung aus einer tragfähigen Tatsachengrundlage fehlt. Denn die amtsärztliche Bescheinigung 

vom Februar 2008, auf die sich das Finanzgericht stützt, führt lediglich aus, die Liposuktion ist als 

Behandlungsmethode "nicht anerkannt". Es fehlt jedoch an Darlegungen, die dieses Ergebnis im 

Einzelnen stützen. Entsprechendes gilt von der Aussage des medizinischen Dienstes, es handele 

sich um eine "unkonventionelle Behandlungsmethode". Daraus ergibt sich ebenfalls nicht die 

fehlende wissenschaftliche Anerkennung. Das Urteil des Finanzgerichts beruht somit auf einer 

nicht tragfähigen Tatsachengrundlage. 

 
 
Weiterführende Hinweise: 
 

1. Ordnungsgemäße Buchführung im IT-Zeitalter 

Das BMF-Schreiben vom 14.11.2014 (IV A 4 - S 0316/13/10003) gilt für Veranlagungszeiträume, die 
nach dem 31.12.2014 beginnen. Es tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 7.11.1995 und vom 
16.7.2001, das durch BMF-Schreiben vom 14.9.2012 geändert wurde. 

2. Ermäßigter Steuersatz für Nachzahlungen der Kassenärztlichen Vereinigung? 

OFD Nordrhein-Westfalen v. 25.8.2014, Kurzinformation ESt Nr. 32/2014 

3. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und Archivierung 

LfSt Bayern 19.5.2014, S 0317.1.1 - 3/3 St 42; DStR 2014 S. 1341; StEd 2014 S. 414 

Eine Alternative zu den dargestellten Anforderungen kann die Vorhaltung des Kontoauszugs beim 
Kreditinstitut mit jederzeitiger Zugriffsmöglichkeit während der Aufbewahrungsfrist des § 147 Abs. 3 AO 
sein. 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI7480464
https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI46072&anchor=SUB_HI46072_absatz_3
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Häufig weisen Kreditinstitute in ihren Geschäftsbedingungen zum Onlinebanking ihre Kunden darauf hin, 
die Anerkennung des elektronischen Kontoauszugs sei mit dem zuständigen Finanzamt abzuklären. Die 
Beachtung einer ordnungsmäßigen Buchführung liegt in allen Fällen in der Verantwortung des 
Steuerpflichtigen. 

Im Privatkundenbereich (Steuerpflichtige ohne Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten – §§ 145 AO 
ff.) besteht keine Aufbewahrungspflicht für Kontoauszüge. Hiervon ausgenommen sind aber wieder 
Steuerpflichtige, die keine Gewinneinkünfte erzielen und deren Summe der positiven 
Überschusseinkünfte mehr als 500.000 EUR im Kalenderjahr beträgt (§ 147a AO). 

4. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbedingt beachten 

Dass die Mindestlohnbestimmungen auch eingehalten werden, ist Aufgabe der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS). Hierfür werden zusätzliche Stellen geschaffen. In den nächsten Jahren dürfen 
daher vermehrt Kontrollen zu erwarten sein. Ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen der FKS 
und den Trägern der Sozialversicherung, insbesondere den Betriebsprüfdiensten der 
Rentenversicherung, wird sichergestellt. 

5. Lohnsteuer-Nachschau: Wenn das Finanzamt spontan vorbeischaut 

BMF, Erlass zur Lohnsteuer-Nachschau v. 16.10.2014, IV C 5 - S 2386/09/10002:001. 

Der Arbeitgeber kann aufgrund der in der Lohnsteuer-Nachschau gewonnenen Erkenntnisse durch 
Lohnsteuer-Nachforderungsbescheid oder Lohnsteuer-Haftungsbescheid in Anspruch genommen 
werden. Die Lohnsteuer-Nachschau kann auch zu einer nachträglichen oder geänderten Lohnsteuer-
Anmeldung führen. 

6. Operationskosten als außergewöhnliche Belastung 

BFH, Urteil v. 26.6.2014, VI R 51/13, veröffentlicht am 15.10.2014 

Der qualifizierte Nachweis (Attest des Amtsarzts oder des Medizinischen Diensts) ist (u. a.) erforderlich 
bei wissenschaftlich nicht anerkannten Behandlungsmethoden. Ob eine solche Methode vorliegt und 
demzufolge ein qualifizierter Nachweis erforderlich ist, hat das FG anhand der Gesamtumstände 
festzustellen. Es darf sich dabei nicht auf die bloße Aussage ärztlicher Bescheinigungen stützen, die 
besagen, eine Methode sei wissenschaftlich nicht anerkannt. Es hat vielmehr selbst konkret festzustellen, 
ob die Behandlungsmethode von der Mehrheit der entsprechenden Fachleute befürwortet wird. Seine 
Feststellungen dazu und die daraus zu ziehenden Folgerungen hat es nachvollziehbar darzustellen. In 
der Praxis wird das FG dazu ein Gutachten einholen müssen, das aber nur dann ausreicht, wenn es sich 
konkret dazu äußert, inwieweit über die Methode in der Fachwelt Konsens besteht. Ein "Gutachten", das 
lediglich ein Ergebnis ohne dessen Herleitung wiedergibt, stellt keine tragfähige Urteilsgrundlage dar. 

Im Übrigen ist erwähnenswert, dass der BFH deutlich den Grundsatz hervorhebt, dass Krankheitskosten 
ohne Rücksicht auf die Art und Ursache der Erkrankung zwangsläufig erwachsen und Aufwendungen für 
die Heilbehandlung typisierend als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden, ohne dass es der 
Prüfung der Zwangsläufigkeit des Grundes und der Höhe bedarf. 
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